
Six-Pack 1: Richtlinie 2011/85/EU des Rates vom 8. November 2011 über die Anforderungen an die 
haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten

Legende: 

fett, kursiv → Änderungsvorschläge des EP gegenüber dem EK-Vorschlag

▌ → EP-Vorschlag zum Weglassen einer bestimmten Passage

[…] → Übernahme des EK-Vorschlags, bzw. im Falle der finalen Version auch eigenständig verfasste neue Passagen, die nicht 

auf einen EP-Änderungsvorschlag zurückgehen

grün → EP-Änderungsvorschläge, die (fast) eins zu eins in den finalen Rechtstext übernommen wurden

gelb → Passagen im finalen Rechtstext, die EP-Änderungsvorschlägen sehr ähnlich sind und wahrscheinlich darauf 

zurückgehen

rot → EP-Änderungsvorschläge wurden nicht übernommen

1 → inhaltlich irrelevante Änderung (z. B. Satzstellung geändert)

2 → leichte Änderung / detailliertere Ausformulierung

3 → grundlegende Änderung / Einschub

Zeitliche Abfolge:

07.10.2010 EK-Gesetzesvorschlag veröffentlicht

06.05.2011 Änderungsvorschläge des ECON-Ausschusses

08.11.2011 Rechtsakt abgeschlossen (Konsultationsverfahren)
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Kapitel Artikel Vorschlag der EK Änderungsvorschläge EP Finale Version #

I) GEGEN-
STAND

UND BE-
STIM-

MUNGEN

Artikel 1: 
Gegen-
stand

In  dieser  Richtlinie  werden  detaillierte  Vorschriften
festgelegt, die bestimmen, welchen Anforderungen die
haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten ge-
nügen müssen, damit die Wirksamkeit des Verfahrens
bei einem übermäßigen Defizit gewährleistet ist.

[…] damit gewährleistet ist, ▌ dass die Mitgliedstaaten
bei übermäßigen öffentlichen Defiziten gemäß Artikel
126 Absatz 1 des Vertrags unter gebührender Berück-
sichtigung  der  entsprechende  Protokolle,  darunter
Protokoll Nr. 15, ihren Pflichten nachkommen.“

Diese Richtlinie legt detaillierte Vorschriften fest,  die
bestimmen,  welchen  Anforderungen  die  haushalts-
politischen Rahmen der Mitgliedstaaten genügen müs-
sen. Diese Vorschriften sind notwendig, um zu gewähr-
leisten, dass die Mitgliedstaaten den vertraglichen Ver-
pflichtungen  des  AEUV  hinsichtlich  der  Vermeidung
übermäßiger öffentlicher Defizite entsprechen. 

2

Artikel 2: 
Begriffsbe-
stimmun-
gen

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die in Artikel 2
des den Verträgen beigefügten Protokolls (Nr. 12) über
das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit enthalte-
nen  Definitionen  der  Begriffe  „öffentlich“,  „Defizit“
und „Investitionen“.
Außerdem gilt folgende Begriffsbestimmung:

Der  „haushaltpolitische  Rahmen“  ist  die  Gesamtheit
der Regelungen, Verfahren und Institutionen, die die
Grundlage  für  die  Durchführung der  Haushaltspolitik
des Staates bilden, insbesondere:

a) die Systeme der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung und statistischen Berichterstattung;

b)  die Vorschriften und Verfahren zur Erstellung  von
Prognosen für die Haushaltsplanung;

c)  die  numerischen  Haushaltsregeln,  durch  die  die
Haushaltspolitik dauerhaft Beschränkungen unterwor-
fen wird, in Form zusammenfassender Indikatoren des
Haushaltsergebnisses, wie etwa gesamtstaatliches De-
fizit, Kreditaufnahme, Schuldenstand oder deren maß-
gebliche Komponenten;

[…] 

(a)  „Teilnehmende  Mitgliedstaaten“  sind  diejenigen
Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist.

(b)  „Mitgliedstaaten  mit  einer  Ausnahmeregelung“
sind  diejenigen  Mitgliedstaaten,  die  nicht  teilneh-
men.

(c) […]

[…] 

[…] 

(iii)  die  einzelstaatlichen numerischen  Haushaltsre-
geln, durch die die Haushaltspolitik mit den jeweiligen
Verpflichtungen des Mitgliedstaates gemäß AEUV in
Einklang gebracht wird, in Form zusammenfassender
Indikatoren  des  Haushaltsergebnisses,  wie  etwa  ge-
samtstaatliches  Defizit,  Kreditaufnahme,  Schulden-

[…] 

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[…] 

[…] 

[…] 

c)  die  länderspezifischen numerischen  Haushaltsre-
geln, die dazu beitragen, dass die Haushaltspolitik der
Mitgliedstaaten  mit  ihren  jeweiligen  Verpflichtungen
nach dem AEUV in Einklang steht,  in Form eines zu-
sammenfassenden  Indikators  für  die  Qualität  des
Haushaltsergebnisses, wie etwa gesamtstaatliches De-

3

3

2
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d) die Haushaltsverfahren, d. h. die für die verschiede-
nen Phasen des Haushaltsprozesses geltenden Verfah-
rensvorschriften;

e)  der  mittelfristige  haushaltspolitische  Rahmen  in
Form eines spezifischen Satzes nationaler  Haushalts-
verfahren,  die  den  Zeithorizont  der  Haushaltspolitik
über die jährliche Haushaltsplanung hinaus erweitern,
einschließlich  der  Festlegung  politischer  Prioritäten
und mittelfristiger Haushaltsziele;

f) die Regelungen für die Durchführung von Analysen
zur Erhöhung der Transparenz einzelner Elemente des
Haushaltsprozesses, einschließlich – unter anderem –
des  Mandats  unabhängiger  nationaler  Haushaltsbe-
hörden oder sonstiger für Haushaltspolitik zuständiger
Einrichtungen;

g) die Mechanismen und Vorschriften zur Regelung der
Finanzbeziehungen  zwischen  Behörden  in  den  ver-
schiedenen Teilsektoren des Staates.

stand oder deren maßgebliche Komponenten; […]

[…] 

[…] 

(vi)  die  Regelungen für  die  Durchführung von  unab-
hängigen  Beobachtungen,  Analysen, Beurteilungen
und Validierungen zur Erhöhung der Transparenz ein-
zelner Elemente des Haushaltsprozesses, einschließlich
– unter anderem – des Mandats unabhängiger Insti-
tutionen mit  Fachwissen in haushaltspolitischen An-
gelegenheiten oder sonstiger für Haushaltspolitik zu-
ständiger Einrichtungen;

[…] 

fizit, Kreditaufnahme, Schuldenstand oder deren maß-
gebliche Komponenten;

[…] 

[…] 

[…] 

[…] 

2

Artikel 2a:
Mitglied-
staaten 
mit einer 
Ausnah-
merege-
lung

[nicht vorhanden] Ein Mitgliedstaat mit  einer  Ausnahmeregelung darf
die Regeln anwenden, die in dieser Richtlinie für die
teilnehmenden Mitgliedstaaten festgelegt sind,  und
setzt gegebenenfalls die Kommission davon in Kennt-
nis. Diese Mitteilung wird im Amtsblatt der Europäi-
schen Union veröffentlicht. Ab dem Tag nach der Ver-
öffentlichung dieser  Mitteilung  gilt  der  betreffende
Mitgliedstaat für die Zwecke dieser Richtlinie als teil-
nehmender Mitgliedstaat.

[nicht aufgenommen] 3

II) RECH-
NUNGS-
WESEN

Artikel 3 (1) Die Mitgliedstaaten verfügen über nationale Syste-
me  der  volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnung,  die
sämtliche Teilsektoren des Staates gemäß der Definiti-
on der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 (ESVG 95) umfas-
send  und  kohärent  abdecken  und  die  zur  Erhebung

1. Um eine zeitnahe und ordnungsgemäße Berichter-
stattung in Bezug auf die jährlichen und vierteljährli-
chen Daten der öffentlichen Hand auf der Grundlage
des ESVG nach Maßgabe der Erfordernisse des ESVG-
Übermittlungsplans  zu  gewährleisten,  kommen  in

[…] 2
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UND STA-
TISTIK

von ESVG-Daten erforderlichen Informationen liefern.
Diese Systeme der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung unterliegen einer internen Kontrolle und Rech-
nungsprüfung.

(nicht vorhanden)

[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

den Mitgliedstaaten nationale Systeme der volkswirt▌ -
schaftlichen  Gesamtrechnung  mit  Periodenrechnung
zur Anwendung, die sämtliche Teilsektoren des Staates
gemäß der Definition der Verordnung (EG) Nr. 2223/96
(ESVG 95) umfassend und kohärent abdecken . Diese▌
Systeme  unterliegen  einer  unabhängigen Kontrolle
und Rechnungsprüfung.

1a. Zusätzlich zu den Erfordernissen des Artikels 3 Ab-
satz 1 stellen die teilnehmenden Mitgliedstaaten si-
cher, dass ihre Systeme der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung  einer  unabhängigen  Kontrolle  und
Prüfung unterliegen.

1b. Die Mitgliedstaaten bemühen sich darum, inner-
halb  von drei  Jahren  nach  Inkrafttreten  dieser  Ver-
ordnung  die  internationalen  Rechnungsführungs-
grundsätze  für  den  öffentlichen  Sektor  zu  überneh-
men.

1c.  Die  Mitgliedstaaten  gewährleisten  die  fachliche
Unabhängigkeit  der  einzelstaatlichen  statistischen
Stellen entsprechend dem Verhaltenskodex für euro-
päische  Statistiken,  der  in  der  Verordnung (EG)  Nr.
223/2009 niedergelegt ist; sie stellen ebenfalls sicher,
dass diese fachliche Unabhängigkeit auch in den die
einzelstaatlichen Rechnungshöfe gegeben ist,  die  in
Bezug auf die Qualität der statistischen Daten im Zu-
sammenhang mit einem Verfahren bei übermäßigem
Defizit  die  Vorgaben  der  Verordnung  (EG)  Nr.
429/2009 einhalten müssen. Als Mindestanforderun-
gen gelten folgende Kriterien:

(a) transparente Einstellungs- und Entlassungsverfah-
ren, die von den Ergebnissen politischer Wahlen un-
abhängig sind;

(b) jährlich erfolgende Zuweisungen aus dem Haus-
halt;

(c)  Festlegung  des  Zeitpunkts  der  Veröffentlichung
der  statistischen  Angaben  mindestens  ein  Jahr  im

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

3

3

3

3

3

3
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(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher,  dass  die Haus-
haltsdaten für alle Teilsektoren des Staates zeitnah und
regelmäßig öffentlich verfügbar gemacht werden. Ins-
besondere veröffentlichen die Mitgliedstaaten

a)  jeweils  vor  Ablauf  des  Folgemonats  monatliche
Haushaltsdaten auf Kassenbasis für den Sektor Staat,
getrennt ausgewiesen nach Teilsektoren des Staates;

b)  eine  detaillierte  Überleitungstabelle,  aus  der  klar
hervorgeht, wie Daten auf Kassenbasis in Daten nach
dem ESVG 95 umgerechnet werden.

Voraus.

2. […] 

(a)  Haushaltsdaten auf  Kassenbasis  ▌ (oder  eine ver-
gleichbare Zahlenangabe aus der öffentlichen Rech-
nungslegung,  sofern  Kassendaten  nicht  verfügbar
sind) in folgenden regelmäßigen Abständen:
–  monatlich  für  Zentralregierungen,  Länder-  bzw.
Bundesstaatsregierungen  und  Sozialversicherungs-
fonds,  Haushaltsdaten auf Kassenbasis,  getrennt aus-
gewiesen  nach  Teilsektoren  des  Staates,  jeweils  vor
Ablauf des jeweiligen Folgemonats, und
– vierteljährlich für Kommunalverwaltungen und an-
dere außerbudgetäre Fonds innerhalb eines Monats
nach dem Ende des jeweiligen Quartals;

(b) […]

(2) […] 

a) Haushaltsdaten auf Kassenbasis (oder, sollten Haus-
haltsdaten auf Kassenbasis nicht vorliegen, gleichwer-
tige Daten aus dem öffentlichen Rechnungswesen) in
folgenden zeitlichen Abständen: 
—  monatlich für die Teilsektoren Bund (Zentralstaat),
Länder und Sozialversicherung jeweils vor Ablauf des
Folgemonats und

— vierteljährlich für den Teilsektor Gemeinden jeweils
vor Ablauf des folgenden Vierteljahres;

b) […] 

2

3

3

III) PRO-
GNOSEN

Artikel 4 (1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Finanz-
planung auf realistischen makroökonomischen Progno-
sen und Haushaltsprognosen beruht, die sich auf aktu-
ellste  Informationen  stützen.  Die  Haushaltplanung
muss  auf  dem  wahrscheinlichsten  makrofinanzpoliti-
schen Szenario basieren oder auf einem vorsichtigeren
Szenario,  wobei  Abweichungen vom wahrscheinlichs-
ten Szenario genau anzugeben sind. Die makroökono-
mischen Prognosen und Haushaltsprognosen werden
unter  angemessener  Berücksichtigung der  Kommissi-
onsprognosen erstellt. Unterschiede zwischen dem ge-
wählten  makro-finanzpolitischen  Szenario  und  den
Kommissionsprognosen sind zu erläutern.

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Finanz-
planung auf realistischen makroökonomischen Progno-
sen und Haushaltsprognosen beruht, die sich auf aktu-
ellste  Informationen  stützen,  einschließlich  einzel-
staatlicher  Prognosen,  wenn diese  aktueller  als  die
Prognosen der Kommission sind.
[…] 
Die makroökonomischen Prognosen und Haushaltspro-
gnosen werden unter angemessener Berücksichtigung
der Prognosen der Kommission  sowie der Prognosen
anderer, unabhängiger Gremien erstellt. In Bezug auf
die Prognose der Kommission ist ein Vergleich vorzu-
nehmen und erhebliche Abweichungen zwischen dem
gewählten makro-finanzpolitischen Szenario  und den
Kommissionsprognosen sind zu erläutern, insbesonde-
re wenn bestimmte exogene Variablen mit beträchtli-
chen  länderübergreifenden  Auswirkungen  hinsicht-
lich ihrer Höhe oder ihres Wachstums stark von den
in  der  Prognose  der  Kommission  angenommenen

(1) […] 

[…] 
Die makroökonomischen Prognosen und Haushaltspro-
gnosen sind mit den aktuellsten Prognosen der Kom-
mission und gegebenenfalls  mit den Prognosen ande-
rer unabhängiger Einrichtungen zu vergleichen. Signifi-
kante Unterschiede zwischen dem gewählten makro-
finanzpolitischen  Szenario  und  den  Prognosen  der
Kommission werden dargelegt und begründet,  insbe-
sondere  wenn  bestimmte  Variablen  bei  außenwirt-
schaftlichen  Annahmen  hinsichtlich  ihrer  Höhe  oder
ihres Wachstums stark von den in der Prognose der
Kommission angenommenen Werten abweichen.

2

2

2
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[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

(2) Makroökonomische Prognosen und Haushaltspro-
gnosen, die für die Finanzplanung herangezogen wer-
den, müssen auch alternative makroökonomische Sze-
narien umfassen, die es ermöglichen, den Pfad finanz-
politischer  Variablen  unter  unterschiedlichen  wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen zu untersuchen. Die
Bandbreite  der  bei  makroökonomischen  Prognosen
und Haushaltsprognosen herangezogenen alternativen
Szenarien orientiert sich an der Zuverlässigkeit frühe-
rer Prognosen.

(3) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die für die Fi-
nanzplanung erstellten amtlichen makroökonomischen
Prognosen und Haushaltsprognosen, einschließlich der
zugrunde  gelegten  Methoden,  Annahmen  und  Para-
meter.

Werten abweichen.

1a. Die Kommission veröffentlicht die Methoden, An-
nahmen und Parameter, auf die sich die makroökono-
mischen Prognosen und Haushaltsprognosen stützen.

1b. Um die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung ih-
rer  haushaltspolitischen Prognosen  zu unterstützen,
erstellt die Kommission Prognosen für die Ausgaben
und  Einnahmen  der  EU  in  dem  betreffenden  Zeit-
raum.

2. […] 

[…] Die Bandbreite der bei makroökonomischen Pro-
gnosen  und  Haushaltsprognosen herangezogenen  al-
ternativen Szenarien orientiert sich an der Zuverlässig-
keit  früherer  Prognosen  und  berücksichtigt  nach
Möglichkeit  die  Auswirkungen  makroökonomischer
Ungleichgewichte,  sofern auf  diese gemäß der  Ver-
ordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über die Vermeidung und Korrektur makroökonomi-
scher  Ungleichgewichte  eigens  Bezug  genommen
wird.

3.  Bevor  makroökonomische  Prognosen  und  Haus-
haltsprognosen aufgestellt  werden, können sich der
jeweilige Mitgliedstaat und die Kommission auf die
Methode und auf Art und Umfang der Annahmen ei-
nigen, auf die sich die makroökonomischen Progno-
sen und Haushaltsprognosen stützen.
Die Mitgliedstaaten  legen fest, welche Institution für
die Erstellung der Prognosen zuständig ist und veröf-
fentlichen die für  die  Finanzplanung erstellten amtli-
chen makroökonomischen Prognosen und Haushalts-
prognosen,  einschließlich  der  Methoden,  Annahmen
und Parameter, die diese Prognosen unterstützen.

(2)  Die Kommission veröffentlicht die Methoden, An-
nahmen und relevanten Parameter,  auf  die  sich ihre
makroökonomischen Prognosen und Haushaltsprogno-
sen stützen.

(3) Zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Aus-
arbeitung ihrer haushaltspolitischen Prognosen erstellt
die Kommission Prognosen für die Ausgaben der Uni-
on,  die auf dem Ausgabenniveau basieren, das inner-
halb des mehrjährigen Finanzrahmens veranschlagt ist.

(4) […] 

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

(5)  Die  Mitgliedstaaten legen fest,  welche Institution
für die Erstellung der makroökonomischen Prognosen
und Haushaltsprognosen zuständig ist, und […]

3

3

2

3

2
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(4) Die Mitgliedstaaten unterziehen die für die Finanz-
planung  herangezogenen  makroökonomischen  Pro-
gnosen und Haushaltsprognosen regelmäßigen Prüfun-
gen,  einschließlich  einer  Ex-post-Bewertung.  Die  Er-
gebnisse dieser Prüfungen werden veröffentlicht.

[nicht vorhanden]

[nicht vorhanden]

4. Die Mitgliedstaaten unterziehen die für die Finanz-
planung  herangezogenen  makroökonomischen  Pro-
gnosen und Haushaltsprognosen regelmäßigen Prüfun-
gen  durch unabhängige Einrichtungen,  einschließlich
einer  Ex-post-Bewertung  aller  ihrer  bisherigen  Pro-
gnosen. Die Ergebnisse dieser Prüfungen werden un-
verzüglich veröffentlicht und bei zukünftigen makro-
ökonomischen  Prognosen  und  Haushaltsprognosen
entsprechend berücksichtigt.
Über diese Verpflichtungen hinaus stellen die teilneh-
menden Mitgliedstaaten sicher, dass ihre bisherigen
Prognosen  auf  unabhängiger  Basis,  zum  Beispiel
durch  eine  unabhängige  öffentliche  Einrichtung,
überprüft werden. Die Rechnungsprüfung findet ein-
mal  jährlich statt. Die  Ergebnisse  dieser  unabhängi-
gen Prüfungen werden veröffentlicht.

4a. Der Verschuldungsgrad und die Höhe des Defizits
der  Mitgliedstaaten und deren Entwicklung werden
mindestens alle drei Monate von Eurostat veröffent-
licht. 

4b. Veranschaulichen die Prognosen der Kommission
über einen Zeitraum von drei  aufeinanderfolgenden
Jahren  die  tatsächlichen  Wirtschaftgeschehnisse  er-
heblich genauer  als  die  Prognosen  der  teilnehmen-
den  Mitgliedstaaten,  sind  diese  Mitgliedstaaten  –
vorbehaltlich einer entsprechenden Entscheidung des
Rates – gehalten, ihre Haushaltsplanung auf die Pro-
gnosen der Kommission zu stützen oder sich der Pro-
gnosen eines unabhängigen nationalen Gremiums zu
bedienen. Der Rat beobachtet die Lage und hebt et-
waige gemäß Unterabsatz 1 getroffene Entscheidun-
gen auf, wenn er der Ansicht ist, dass der betreffende
Mitgliedstaat  Prognosen  verfasst,  die  den  Anforde-
rungen dieses Artikels genügen.

(6) […] 

[…]
Das Ergebnis dieser Bewertung wird veröffentlicht und
bei  zukünftigen  makroökonomischen  Prognosen  und
Haushaltsprognosen entsprechend berücksichtigt.

[…] 

(7) Der Verschuldungsgrad und die Höhe des Defizits
der Mitgliedstaaten werden mindestens vierteljährlich
von der Kommission (Eurostat) veröffentlicht.

[nicht aufgenommen]

1
2

3

3

3

IV) NUME- Artikel 5 [nicht vorhanden] [Umbenennung des Kapitels:]  Akzeptanz in den Mit-
gliedstaaten  – Numerische  Haushaltsregeln  des  be-
treffenden

[nicht aufgenommen] 2
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RISCHE
HAUS-

HALTSRE-
GELN

Die Mitgliedstaaten verfügen über numerische Haus-
haltsregeln,  die wirksam zur Einhaltung ihrer jeweili-
gen  aus  dem  Vertrag  erwachsenden  Verpflichtungen
im Bereich der Haushaltspolitik beitragen. Solche Re-
geln beinhalten insbesondere

a) die Einhaltung der im Einklang mit dem Vertrag fest-
gelegten Referenzwerte für Defizit und Schuldenstand;

b) die Einführung eines mehrjährigen Finanzplanungs-
horizonts  unter  Beachtung  der  mittelfristigen  Haus-
haltsziele.

Mitgliedstaats

Die Mitgliedstaaten verfügen jeweils über numerische
Haushaltsregeln, die in einem Zeitraum von mehreren
Jahren wirksam  zur  Einhaltung  ihrer  jeweiligen  aus
dem Vertrag  und den dazugehörigen Protokollen er-
wachsenden  Verpflichtungen  im  Bereich  der  Haus-
haltspolitik beitragen. Solche Regeln beinhalten insbe-
sondere

(a)  die  Einhaltung  der  im  Einklang  mit  dem  Vertrag
festgelegten  Grundsätze für  Defizit  und  Schulden-
stand;

(b) die Einführung eines mehrjährigen Finanzplanungs-
horizonts unter Beachtung der  differenzierten mittel-
fristigen Haushaltsziele.

[…] 

[…] 

[…] 

2

1

2

Artikel 6 Unbeschadet  der  Vertragsbestimmungen  zur  haus-
haltspolitischen Überwachung in der Union enthalten
die numerischen Haushaltsregeln genaue Angaben zu
Folgendem:

a) Zielvorgaben und Anwendungsbereich der Regeln;

b) effektive und zeitnahe Überwachung der Einhaltung
der  Regeln,  etwa  durch  unabhängig  nationale  Haus-
haltsbehörden  oder  sonstige  für  Haushaltspolitik  zu-
ständige Einrichtungen;

c) Folgen im Falle einer Nichteinhaltung;

d) Vorbehaltsklauseln, in denen eine bestimmte Anzahl
spezifischer Umstände benannt wird, unter denen eine
vorübergehende  Nichteinhaltung  der  Regeln  zulässig
ist.

Unbeschadet  der  Vertragsbestimmungen  zur  haus-
haltspolitischen Überwachung in der Union enthalten
die  numerischen  Haushaltsregeln  des  betreffenden
Mitgliedstaates  für  Mitgliedstaaten  mit  einer  Aus-
nahmeregelung genaue Angaben zu Folgendem:

(a) […] 

(b)  effektive  und  zeitnahe  Überwachung  der  Einhal-
tung der Regeln, etwa durch unabhängige  Einrichtun-
gen,  nationale  Haushaltsbehörden  oder  sonstige  für
Haushaltspolitik zuständige Einrichtungen;

(c) Folgen im Falle einer Nichteinhaltung,  einschließ-
lich  einer  klaren  Aufstellung  der  politischen  und  fi-
nanziellen Kosten für die dafür verantwortlichen Stel-
len,  beispielsweise  Geldstrafen  für  die  durchführen-
den Behörden.

▌

(1) […] 

a) […] 

b) effektive und zeitnahe Überwachung der Einhaltung
der Regeln, die auf verlässlichen unabhängigen Analy-
sen  beruhen,  die  von  unabhängigen  Einrichtungen
oder  Einrichtungen  vorgenommen  werden,  deren
funktionelle  Eigenständigkeit  gegenüber  den  Haus-
haltsbehörden des Mitgliedstaats gegeben ist; 

c) […] 

[Streichung übernommen]

1

1

2

3
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Artikel 6a [nicht vorhanden] Unbeschadet  der  Vertragsbestimmungen  des  AEUV
zur haushaltspolitischen Überwachung in der  Union
enthalten  die  numerischen  Haushaltsregeln  des  be-
treffenden  Mitgliedstaates  für  teilnehmende  Mit-
gliedstaaten genaue Angaben zu Folgendem:

(a) Zielvorgaben und Anwendungsbereich der Regeln;

(b) effektive und zeitnahe Überwachung der Einhal-
tung  der  Regeln  durch  unabhängige  Gremien  oder
sonstige  für  Haushaltspolitik  zuständige  Einrichtun-
gen;

(c) Folgen im Falle einer Nichteinhaltung, einschließ-
lich  einer  klaren  Aufstellung  der  politischen  und  fi-
nanziellen Kosten für die dafür verantwortlichen Stel-
len,  beispielsweise  Geldstrafen  für  die  durchführen-
den Behörden.

[nicht übernommen] 3

3

3

3

Artikel 7 Die  jährlichen  Haushaltsgesetze  der  Mitgliedstaaten
tragen  den  durch  ihre  numerischen  Haushaltsregeln
auferlegten Beschränkungen Rechnung.

Die  jährlichen  Haushaltsgesetze  der  Mitgliedstaaten
tragen den durch ihre  jeweiligen numerischen Haus-
haltsregeln auferlegten Beschränkungen Rechnung.

[…] 1

V) MIT-
TELFRISTI-
GE HAUS-

HALTS-
POLITI-

SCHE RAH-
MEN

Artikel 8 
[in finaler 
Version 
Artikel 9]

(1) Die Mitgliedstaaten legen einen effektiven mittel-
fristigen  haushaltpolitischen  Rahmen  fest,  der  einen
Finanzplanungshorizont  von  mindestens  drei  Jahren
vorsieht,  um  sicherzustellen,  dass  der  nationalen  Fi-
nanzplanung  eine  mehrjährige  Perspektive  zugrunde
gelegt wird.

(2) Der mittelfristige haushaltspolitische Rahmen um-
fasst auch Verfahren zur

a)  Festlegung  umfassender  und  transparenter  mehr-
jähriger Haushaltsziele in Bezug auf gesamtstaatliches
Defizit, Schuldenstand und andere zusammenfassende
Finanzindikatoren, wobei  deren Kohärenz mit  den in
Kapitel  IV  vorgesehenen Haushaltsregeln  zu gewähr-
leisten ist;

b) Erstellung detaillierter Projektionen für alle größe-
ren  Ausgaben-  und  Einnahmenposten,  untergliedert

1. Die Mitgliedstaaten legen einen von befugter Stelle
überprüften,  effektiven  mittelfristigen  haushaltpoliti-
schen Rahmen fest, […] von mindestens vier Jahren […]

2. […] 

a) […] 
Bezug  auf  gesamtstaatliches  Defizit,  Schuldenstand,
Ausgaben und […] 

b) […] 
unveränderten und veränderten Politik;

1. […] 

2. […] 

a) […] 

b) […] 

2

2

2
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nach  Teilsektoren  des  Staates,  für  das  betreffende
Haushaltsjahr und darüber hinaus unter Annahme ei-
ner unveränderten Politik;

c) Bestimmung der mittelfristigen Prioritäten der Re-
gierung,  aufgeschlüsselt  nach  Haupteinnahmen-  und
Hauptausgabenposten und nach Teilsektoren des Staa-
tes,  wobei  darzulegen ist,  wie die Anpassung an das
mittelfristige  Haushaltsziel  gegenüber  den  Projektio-
nen  unter  Annahme  einer  unveränderten  Politik  er-
reicht werden soll.

(3) Die in den mittelfristigen haushaltspolitischen Rah-
men zugrunde gelegten Projektionen müssen auf auf
realistischen  makroökonomischen  Prognosen  und
Haushaltsprognosen gemäß Kapitel III basieren.

c) […] 
unter Annahme einer unveränderten und veränderten
Politik erreicht werden soll; sowie

(ca)  eine  Stellungnahme zu der  Frage,  wie sich die
vorgeschlagenen Maßnahmen auf  die Tragfähigkeit
der öffentlichen Finanzen auf lange Sicht auswirken.

3) […] 

c) […] 

d)  Einschätzung  der  Frage,  wie  die  geplanten  politi-
schen Maßnahmen im Hinblick auf ihre unmittelbare
langfristige  Auswirkung auf  die  gesamtstaatlichen  Fi-
nanzen  wahrscheinlich  die  langfristige  Tragfähigkeit
der öffentlichen Finanzen beeinflussen werden.

3) […] 

2

3

Artikel 9 
[in finaler 
Version 
Artikel 10]

Die jährlichen Haushaltsgesetze  müssen mit  den Be-
stimmungen  des  mittelfristigen  haushaltspolitischen
Rahmens in Einklang stehen. Insbesondere die Einnah-
men- und Ausgabenprojektionen und die sich aus dem
mittelfristigen haushaltspolitischen Rahmen ergeben-
den Prioritäten gemäß Artikel  8  Absatz  2  bilden  die
Grundlage für die Aufstellung des jährlichen Haushalts-
plans. Jede Abweichung von diesen Bestimmungen ist
ausreichend zu begründen.

[…] […] 

Artikel 9a 
[in finaler 
Version 
Artikel 11]

[nicht vorhanden] Gemäß dieser Richtlinie ist es neu gewählten Regie-
rungen  nicht  untersagt,  den  mittelfristigen  Haus-
haltsrahmen zu ändern, um ihn an die neuen politi-
schen Prioritäten anzupassen, wenn 

(a)  die  Schuldenquote  sich  ausreichend  verringert
und  wenn  sie  sich  dem  Referenzwert  ausreichend
rasch annähert;

(b) die Haushaltslage so stabil bleibt, dass die mittel-

Diese Richtlinie untersagt einer neuen Regierung eines
Mitgliedstaats nicht, den mittelfristigen Haushaltsrah-
men zu ändern, um ihn an ihre neuen politischen Prio-
ritäten anzupassen. 

[…] 

[…] 

3

3

3

© Thomas Walli 2015 | 10



fristigen Haushaltsziele im Sinne der Verordnung (EG)
Nr. 1466/1997 erreicht werden können.

Die Mitgliedstaaten geben an, inwieweit sich dieser
Rahmen von dem jeweiligen vorherigen mittelfristi-
gen Haushaltsrahmen unterscheidet.

In diesem Fall  gibt die neue Regierung an,  inwieweit
sich dieser Haushaltsrahmen von dem vorherigen mit-
telfristigen Haushaltsrahmen unterscheidet. 

3

VI) TRANS-
PARENZ
DER GE-
SAMT-

STAATLI-
CHEN FI-
NANZEN
UND UM-
FASSEN-
DER DE-
CKUNGS-

GRAD DER
HAUS-
HALTS-
POLITI-
SCHEN

RAHMEN

Artikel 10 
[in finaler 
Version 
Artikel 12]

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass sämtliche
Maßnahmen,  die  ergriffen  werden,  um  den  Bestim-
mungen der Kapitel II, III  und IV nachzukommen, alle
Teilsektoren des Staates umfassend und in kohärenter
Weise  abdecken.  Dies  erfordert  insbesondere  Kohä-
renz  der  Rechnungslegungsvorschriften  und  -verfah-
ren, Zeitpläne für Datenveröffentlichungen und die In-
tegrität der zugrunde liegenden Datensammlungs- und
–verarbeitungssysteme.

[…] […] 

Artikel 11 
[in finaler 
Version 
Artikel 13]

Die Mitgliedstaaten schaffen geeignete Mechanismen
für eine sämtliche Teilsektoren des Staates umfassen-
de Koordinierung, um eine kohärente Erfassung aller
Teilsektoren des Staates bei der Finanzplanung, der Er-
stellung der Haushaltsprognosen und insbesondere bei
der  Mehrjahresplanung  gemäß  dem  mehrjährigen
haushaltspolitischen Rahmen zu gewährleisten.

[…] […] 

Artikel 12 
[in finaler 
Version 
Artikel 13]

(1) Für alle  Teilsektoren des Staates werden numeri-
sche Haushaltregeln eingeführt.

(2) Zur Stärkung der finanziellen Rechenschaftspflicht
werden die Haushaltszuständigkeiten der Behörden in
verschiedenen Teilsektoren des Staates klar festgelegt.

1.  Numerische  Haushaltsregeln  werden  ausgearbei-
tet, um sicherzustellen, dass alle Teilsektoren des Staa-
tes  haushaltspolitischen  Zielen  unterliegen  und  in
Einklang  mit  den  Verpflichtungen  der  Mitgliedstaa-
ten aus dem Stabilitäts- und Wachstumspakt stehen.

2. […] 

[…] 2

Artikel 13 
[in finaler 
Version 
Artikel 14]

(1)  Sämtliche  Transaktionen  außerbudgetärer  Fonds
und außerbudgetärer Einheiten werden in den regulä-
ren Haushaltsprozess integriert. Dies erfordert die Auf-
nahme detaillierter Informationen über die betreffen-
den Fonds und Transaktionen in die standardmäßig für
die  Finanzplanung,  insbesondere  für  die  Erörterung

1. […] 1. […] 
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des mittelfristigen haushaltspolitischen Rahmens und
der jährlichen Haushaltsgesetze, zu veröffentlichende
Haushaltsdokumentation.

(2) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen detaillierte In-
formationen darüber, wie sich entgangene Steuerein-
nahmen auf die Einnahmen auswirken.

(3) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen für alle Teilsek-
toren  des  Staates  Informationen  über  Eventualver-
bindlichkeiten, die sich erheblich auf die öffentlichen
Finanzen auswirken können, darunter Staatsbürgschaf-
ten, notleidende Kredite und Verbindlichkeiten aus der
Tätigkeit  öffentlicher  Körperschaften,  einschließlich
Angaben zu deren Umfang und zu Wahrscheinlichkeit
und potenziellem Zeitpunkt der Ausgabe.

2. […] 

3. Die Mitgliedstaaten veröffentlichen für alle Teilsek-
toren des Staates Informationen über Vermögenswer-
te  und Eventualverbindlichkeiten,  die  sich  erheblich
auf die öffentlichen Finanzen auswirken können, dar-
unter  Staatsburgschaften,  Kapitalbeteiligungen,  Ei-
gentum  des  Staates  einschließlich  Liegenschaften,
ordnungsgemäß  bediente  und notleidende  Kredite,
sowie Vermögenswerte und Verbindlichkeiten aus der
Tätigkeit  öffentlicher  Körperschaften,  einschließlich
Angaben zu deren Umfang .▌

2. […] 

3. […] 2

VIa) BE-
SONDERE
BESTIM-

MUNGEN
FÜR DIE
TEILNEH-
MENDEN

MITGLIED-
STAATEN

Artikel 
13a

[nicht vorhanden] 1. Zusätzlich zu ihren Verpflichtungen im Rahmen die-
ser Richtlinie und unbeschadet dieser Verpflichtungen
gilt für die teilnehmenden Mitgliedstaaten in Bezug
auf in ihren Haushaltsrahmen Folgendes:

(a) Sie wählen einen konsolidierten Ansatz, d. h. eine
Haushaltsplanung,  bei  der  eine  Vereinbarung  über
die Höhe der Netto-Gesamtausgaben getroffen wird,
die wiederum in Mittelzuweisungen für die verschie-
denen Ministerien und staatlichen Einrichtungen, au-
ßerbudgetären  Fonds,  Kommunal-  und  Regionalre-
gierungen umgelegt werden; dadurch wird die konso-
lidierte  Einhaltung  der  Netto-  Ausgabenobergrenze
gefördert.

(b)  Sie  beziehen  eine  unabhängige,  im Bereich  der
Haushaltspolitik  tätige  Einrichtung  oder  Institution
ein.  Deren  Aufgabe  besteht  in  der  unabhängigen
Überwachung, Analyse, Bewertung und Vorausschau
in  allen  Bereichen  der  innerstaatlichen  Haushalts-
politik,  die sich auf die Einhaltung der Verpflichtun-
gen  der  Mitgliedstaaten  des  Euro-Währungsgebiets
auswirken,  die  sich  aus  den  Artikeln  121  und  126

[nicht aufgenommen] 3

3

3
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AEUV und den Rechtsvorschriften und Maßnahmen,
die  gemäß  dieser  Artikel  oder  gemäß  Artikel  136
AEUV angenommen wurden, ergeben.

2.  Mitgliedstaaten,  für  die  eine  Ausnahmeregelung
gilt, können – ebenso zusätzlich zu ihren Verpflichtun-
gen  im  Rahmen  dieser  Richtlinie  und  unbeschadet
dieser Verpflichtungen – einzelne oder alle der oben
genannten Regelungen gemäß Artikel 2a freiwillig in
ihrem Haushaltsrahmen berücksichtigen.

[nicht aufgenommen] 3

VII)
SCHLUSS-
BESTIM-

MUNGEN

Artikel 14 
[in finaler 
Version 
Artikel 15]

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Vor-
schriften in Kraft,  um dieser Richtlinie spätestens am
31.  Dezember  2013  nachzukommen.  Sie  teilen  der
Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechts-
vorschriften mit  und fügen eine Tabelle  der Entspre-
chungen zwischen der Richtlinie und diesen innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften bei.

Bei  Erlass  dieser  Vorschriften  nehmen  die  Mitglied-
staaten  in  den  Vorschriften  selbst  oder  durch  einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel-
heiten der Bezugnahme.

1. Die  Mitgliedstaaten setzen die  erforderlichen Vor-
schriften in Kraft, um dieser Richtlinie bis zum 31. De-
zember  2012  nachzukommen.  Die  teilnehmenden
Mitgliedstaaten  setzen  die  Anforderungen  dieser
Richtlinie bis zum 31. Dezember 2013 um, indem sie
die  einschlägigen  nationalen  Vorschriften  erlassen
oder ändern. Alle Mitgliedstaaten teilen der Kommissi-
on unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit
und  übermitteln ihr eine Tabelle der Entsprechungen
zwischen  ihren  Vorschriften  und  den  Bestimmungen
dieser Richtlinie.

[…] 

1a. Im Interesse der Klarstellung der jeweiligen Ver-
pflichtungen der  Mitgliedstaaten  gemäß AEUV und
den Protokollen wird festgelegt, dass Artikel 5, 6 und
7 dieser Richtlinie für die Mitgliedstaaten gelten, die
den Euro eingeführt haben oder planen, den Euro ein-
zuführen,  wie  ihre  Teilnahme  am  WKM  II  deutlich
macht.  Andere  Mitgliedstaaten  können  diese  Ver-
pflichtung durch Mitteilung an die Kommission bis zu
drei  Monate vor Inkrafttreten dieser Richtlinie oder
später unter Einhaltung einer Dreimonatsfrist einge-
hen.

(1) […] 

(2) […] 

[nicht aufgenommen]

2

3
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(2)  Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  den
Wortlaut der wichtigsten Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

2. […] (4) [...]

Artikel 
14a [in fi-
naler Ver-
sion Arti-
kel 16]

[nicht vorhanden] Drei Jahre nach dem in Artikel 14 genannten Umset-
zungsdatum veröffentlicht die Kommission einen Be-
richt, in dem sie bewertet, wie die zur Einhaltung die-
ser  Richtlinie  erforderlichen  Bestimmungen  umge-
setzt wurden.

In diesem Bericht wird unter anderem die Wirksam-
keit folgender Einzelaspekte bewertet:

(a) die  für  die  Teilsektoren des  Staates geforderten
Haushaltsdaten auf Kassenbasis;

(b) die Genauigkeit der makroökonomischen Progno-
sen im Anschluss an die Ex-post-Bewertung;

(c)  Konzipierung  und  Wirksamkeit  der  numerischen
Haushaltsregeln;

(d) Konzipierung und Wirksamkeit der Haushaltsinsti-
tute;

(e)  das  allgemeine  Niveau  der  Transparenz  der
Staatsfinanzen.

(1) Bis 14. Dezember 2018 veröffentlicht die Kommissi-
on eine Überprüfung der Frage, ob diese Richtlinie ge-
eignet ist.

(2) In dieser Überprüfung wird unter anderem die Eig-
nung der folgenden Aspekte bewertet:

a) der statistischen Anforderungen für alle Teilsektoren
des Staates; 

[nicht aufgenommen]

b) der Konzipierung und Wirksamkeit der numerischen
Haushaltsregeln in den Mitgliedstaaten; 

[nicht aufgenommen] 

c) des allgemeinen Niveaus der Transparenz der öffent-
lichen Finanzen in den Mitgliedstaaten.

3

3

3

3

3

3

3

Artikel 15 
[voriger 
Artikel 17]

Diese  Richtlinie  tritt  am  zwanzigsten  Tag  nach  ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union
in Kraft.

[…] […] 

Artikel 16 
[voriger 
Artikel 18]

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. […] […] 
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